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HOCHSCHULE
FüR MUSIK
NüRNBERG

GRUNDORDNUNG

der Hochschule Fur Musik Nurnfürg

vom 19.04.2023

(in der Fassung der 1. Anderungssatzung vom 03.07.2024)

Aufgrund des Art. 9 Satz 1 des Bayerischen Hochschulinnovationsgesetzes (BayHIG) vom 5. August 2022
(GVBI. S. 414, BayRS 2210-1-3-WK), das durch § 3 des Gesetzes vom 23. Dezember 2022 (GVBI. S.
709) gefödert worden ist, erlösst die Hochschule für Musik Nürnberg folgende Ordnung:
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Präambel

Hervorgegangen aus dem Meistersinger-Konservatorium und öer kommunalen Doppelhochschule Nürn-
berg-Augsburg, vvurde in Nurnberg 2008 die dritte staatliche Musikhochschule Bayerns errichtet. Im Her-
zen der Metropolregion Nurnberg studieren über 400 junge Musikerinnen und Musiker in fünstlerischen,
fünstlerisch-pödagogischen und wissenschaftlichen Studiengfögen. Die Hochschule fur Musik Nürnberg
steht fur exzellente Ausbildung und ein bre:tes Föcherangebot, das Studierende aus ijt»er 40 Nationen op-
timal auF das spötere Berufsleben vorbereitet.
Das Selbst- und Werteverstöndnis der Hochschule für Musik Nürnberg ergibt sich aus dem ?leweils gultigen
Leitbild. Die vorliegende Grundordnung regelt die Organisationsstruktur der Hochschule für Musik Nürn-
6erg, die Rechte und Pflichten der Gremienmitglieder, sowie die Wahl- und BerufungsvorschriFten.

Erster Teil: Auföau und Organisation

§ I Refötsstellung

'Die Hochschule fijr Musik Nürnberg ist Körperschaft des öffentlichen Rechts mit dem Recht der Selbst-
verwaltungim Rahmen der Gesetze. 2Sie ist zugleich staatliche Einrichtung.

§ 2 Hochsföulleitung / Erweiterte Hochschulleitung

(1) Der Hochschulleitung geh6ren an:

1. die Prösidentin bzw. der Prösident,

2. zwei Vizeprösidentinnen bzw. Vizeprösidenten,
3. die Kanzlerin bzw. der Kanzler,

4. die bzw. der FrauenbeauFtragte gem. § 9 dieser Grundordnung.

(2) 'Die Hochschulleitung ist für alle Angelegenheiten zustfödig, fur die im Bayerischen Hochschulinnova-
tionsgesetz (BayHIG) bzw. in der Grundordnung keine andere Zustfödigkeit festgelegt ist und für sonstige
Aufgaben, die ihr durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes ijbertragen sind. 'Sie führt die laufenden
Geschäfte der Hochschule und ist verantwortlich für die Aufstellung von Grundsötzen für die Evaluierung
und Qualitötssicherung. aDie Hochschulleitung ist insbesondere für folgende Aufgaben zustöndig:

Festlegung öer Grundsötze der hochschulpolitischen Zielsetzungen und der Entwicklung öer Hoch-
schule,

Abschluss von Rahmenvereinbarungen und Hochschulvertrögen gemöß Art. 8 BayHlG,
Aufstellung der Voranschl%e zum Staatshaushaltsplan,
Vollzug des Haushaltsplans,
Verteilung der öer Hochschule zugewiesenen Stellen und Mittel einschließlich Röume nach den
Grundsötzen von Art. 4 BayHlG,
Vorschlag für die Grundordnung und deren Anderungen,

1.

2.

3.

4.

5.

6.
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Aufgreifen von Vorschlögen und Initiierung für den Erlass von Satzungen und deren Anderungen,
Initiierung und Beschlussfassung von Ordnungen und Richtlinien ffü die Hochschule,
Entscheidungen «t»er die Einrichtung, Anderung oder Aufhebung von wissenschaftlichen und fünstle-
rischen Einrichtungen und Betriebseinheiten sowie ij6er die Organisation der Verwaltung der Hoch-
schule,

10. Bestellung und Abberufung der Leitung von wissenschaFtlichen und fünstlerischen Einrichtungen und
Betriebseinheiten,

11. Abschluss von Vereinbarungen über eirie Zusammenarbeit mit anderen Hochschulen,
12. Beschlussfassung «t»er den Vorschlag der Hochschule fijr die Berufung von Professorinnen bzw. Pro-

Fessoreri vorbehaltlich einer abweichenden Regelung in eirier Verordnung nach Art. 66 BayHIG.
(3) 'Die Amtszeit der hauptberuflich tötigen Prösidentin bzw. des hauptberuflich tötigen Prösidenten be-
trögt v:er Jahre einschließlich des Semesters, in dem die Bestellung wirksam wird. "Wiederwahl ist im Rah-
men einer Amtszeit von höchstens zwölf Jahren zulössig.
(4) 'Die Amtszeit der Vizeprösidentinnen und Vizeprösidenten beträgt zwei Jahre einschließlich des Semes-
ters, in dem die Bestellung wirksam wird. "Wiederwahl ist zulössig. 3Scheidet eine Vizeprösidentin bzw. ein
Vizepr.isident vorzeitig aus dem Amt aus,ist für den Rest der Amtszeit eine Ergfözungswahl durchzuführen.
(5) Die Vertretung der Prösidentin bzw. des Prösidenten und die Verteilung der Geschöfte (einschließlich
der Bestimmung der Geschöftsbereiche der Vizepräsidentinnen bzw. Vizepräsidenten), wird von der Prösi-
dentin bzw. vom Prösidenten im Benehmen mit den weiteren Mitgliedern öer Hochschulleitung festgelegt.
(6) Der Erweiterten Hochschulleitung gemöß Art. 34 BayHlG gehören an:
1. die stimmberechtigten Mitglieder der Hochschulleitung,
2. die Leiterinnen bzw. Leiter der Departments,
3. die bzw. der Frauenbeauftragte,
4. die Studiendekaninnen bzw. Studiendekane,

5. als weiteres Mitglied mit beratender Stimme: die stellvertretende Kanzlerin bzw. der stellvertretende
Kanzler.

7.

8.

9.

§ 3 Senat

(1) 'Dem Senat gehören an:

die Prösidentin bzw. der Prösident,

die Kanzlerin bzw. der Kanzler,

acht Vertreterinnen füw. Vertreter der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer,

eine Vertreteriri bzw. ein Vertreter aus der gemeinsamen Gruppe der wissenschaftlichen und fünstle-
rischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie der Lehrbeauftragten,
eine Vertreterin bzw. ein Vertreter der sonstigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
zwei Vertreterinnen bzw. Vertreter der Studierenden,

die bzw. der Beauftragte für die Gleichstellung von Frauen in WissenschaFt und Kunst «3er Hoch-
schule.

1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

2Die Vizeprösidentinnen und Vizepräsidenten wirken in den Sitzungen beratend mit.
(2) 'Den Vorsitz im Senat fijhrt die Prösidentin bzw. der Prösident. 2Der Senat wöhlt aus der Mitte seiner

stimmberechtigten Mitglieder e:rie stellvertretende Vorsitzende bzw. einen stellvertretenden Vorsitzenden.
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§ 4 Hochschulrat

(1) 'Dem Hochschulrat gehören an:

'Fijnf Vertreterinnen und Vertreter der Senatsmitglieder nach § 3 Abs. 1 Nr. 3, die durch Beschluss des
Senats bestimmt werden,

die gewöhlten Mitglieder des Senats nach § 3 Abs. I Nrn. 4 bis 6,
neun Pers6nlichkeiten aus WissenschaFt und Kultur und insbesondere aus Wirtschaft und beruflicher

Praxis als nicht hochschulangehörige Mitglieder.
2Personen, denen die Wörde einer Ehrensenatorin bzw. eines Ehrensenators, e:rier Ehrenburgerin bzw. eines
Ehrenbürgers oder eines Ehrenmitglieds der Hochschule verliehen ist, können Mitglieder des Hochschulra-
tes nach Abs. I Nr. 3 sein. aHonorarprofessorinnen bzw. Honorarprofessoren i.S.d. Art. 68 BayHlG können
ebenfalls Mitglieder des Hochschulrates nach Satz 1 Nr. 3 sein.

(2) 'Scheidet ein nicht hochschulangehöriges Mitglied vorzeitig aus dem Amt, wird unverzuglich für den
Rest der Amtszeit des bisherigen Mitglieds ein neues Mitglied bestellt. 2Die nicht hochschulangetförigen
Mitglieder bleiben auch nach dem Ende ihrer Amtszeit solangeim Amt, bis entsprechende Nachfolgerinnen
bzw. Nachfolger bestellt sind.

1.

2.

3.

§5 Externer Beirat Für das Qualitötsmanagement

'Der exterrie Beirat fur das Qualitötsmanagement nimmt Aufgaben im Rahmen des hochschuleigenen Q ua-

litötsmanagementsystems sowie der Akkreditierung wahr. 2Dem Beirat gehören drei externe ';ktive, ent-
pflichtete oder im Ruhestand befindliche ProFessorinnen und Professoreri, eine Vertreter:ri bzw. ein Ver-
treter der Berufspraxis und eine externe Vertreterin bzw. ein exterrier Vertreter der Studierenden an. 3Eines
der Mitglieder soll über internationale Hochschulerfahrung verfügen. =Die Hochschulleitung schlögt, unter
Beachtung der Befangenheitskriterien, im Benehmen mit dem Senat dem Hochschulrat die Mitglieder zur
Bestellung vor. sDie Amtszeit betrögt drei Jahre. "'Wiederbestellung ist m%lich. 7Der Beirat bestimmt eine
Vorsitzende bzw. einen Vorsitzenden aus dem Kreis r!Ier drei Hochschullehrenden.

§6 Kommissionen, Ausschusse

(1) Eingerichtet werden als beratende Ausschfüse des Senats gem. Art. 35 Abs. 4 BayHIG Folgende Kom-
missionen:

1. Kommission ffü Studium und Lehre (Kl)

2. Kommission für Gleichstellung, Chancengleichheit und Inklusion (K2)

(2) Der Kommission fijr Studium und Lehre gehören an:

1. die Prösidentin bzw. der Prösident oder e:rie Vizeprösidentin bzw. ein Vizepräsident als Vorsitzende
bzw. Vorsitzender,

2. die Studiendekanin bzw. der Studiendekan,

3. drei Professorinnen bzw. Professoren,

4. zwei wissenschaFtliche oder kunstlerische Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter,

5. zwei Studierende,
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6. die bzw. der Beauftragte fur die Gleichstellung von Frauen in Wissenschaft und Kunst.

(3) Der Kommission für Gleichstellung, Chancengleichheit und Inklusion gehören an:

1. die Prösidentin bzw. der Präsident oder eine Vizeprösidentin bzw. ein Vizeprösident als Vorsitzende
bzw. Vorsitzender,

2. drei Professorinnen bzw. Professoren,

3. e:rie wissenschaftliche oder fünstlerische Mitarbeiterin bzw. ein wissenschaftlicher oder kijnstleri-

scher Mitarbeiter,

4. zwei Studierende,

5. die bzw. der Beauftragte fur die Gleichstellung von Frauen in Wissenschaft und Kunst und it"ire Ver-
treterinnen bzw. Vertreter,

6. die bzw. der Gleichstellungsbeauftragte gem. BayGIG und ihre bzw. seine Vertretung,
7. die bzw. der Beauftragte fur die Belange der Studierenden mit Behinderung oder chronischer Er-

krankung.

(4) 'Die Mitglieder der Kommissionen vverderi vom Senat aufgrund von Vorschlögen aus der jeweiligen
Gruppe bestellt. 2Werderi weitere Kommissionen und Ausschüsse durch den Senat eingesetzt, sind im Ein-
setzungsbeschluss der AuFtrag, die Zusammensetzung und der Vorsitz zu regeln.

§7 Kuratorium

(1) 'Das Kuratorium öer Hochschule beröt und unterstützt die Hochschulleitung. 2Die Mitglieder des Kura-
toriums vveröen vom Senat im Einvernehmen mit der Hochschulleitung für eine Amtszeit von drei Jahren
bestellt. 3Wiederbestellung ist zulössig.
(2) 'Das Kuratorium wählt aus se:rier Mitte eine Vorsitzende bzw. einen Vorsitzenden und regelt die Stell-
vertretung. "Das Kuratorium soll einmal pro Semester zu einer Sitzung einberufen werden.

§ 8 Stuclienclekanin bzw. Studiendekan

'Bis zu zwei Studiendekaninnen bzw. Studiendekane vierderi vom Senat auf Vorschlag von Mitgliedern des
Senats aus dem Kreis öer Professorinnen und ProFessoreri für die Dauer von drei Jahren gewählt. 2Wieöer-
wahl ist zulässig. 3Die Geschöftsverteilung ist im Einvernehmen mit der Hochschulleitung zu Beginn der
3eweiligen Amtszeit zu regeln.

§9 Beau'Ftragte füw. Beauftragter für die Gleichstellung von Frauen in WissenschaFt und
Kunst

(1) 'Die bzw. der Beauftragte fijr die Gleichstellung von Frauen in Wissenschaft und Kunst und ihre bzw.
seine Vertretungen werden vom Senat aus dem Kreis des hauptberuflich tötigen wissenschaftlichen und
künstlerischen Personals fijr die Dauer der Amtsperiode des Senats gewöhlt. "Die Amtszeit verlfögert sich
bis zur Wahl eirier bzw. eines neuen Beauftragten ffü die Gleichstellung von Frauen in Wissenschaft und
Kunst. 3Wiederwahl ist zulössig.
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(2) 'Die bzw. der Beauftragte ffü die Gleichstellung von Frauen in Wissenschaft und Kunst hat bis zu zwei
Stellvertreterinnen bzw. Stellvertreter. 21n Kommissionen und Ausschijssen kann sie bzw. er sich 3ederze:t,
im Ubrigen nur dann vertreteri lassen, wenn sie bzw. er aus rechtlichen oöer tatsöchlichen Grunden verhin-
öert ist.

(3) Die bzw. der Beauftragte für die Gleichstellung von Frauen in Wissenschaft und Kunst soll Gremien
nicht zugleich in ihrer bzw. seiner Eigenschaft als Beauftragte bzw. Beauftragter fur die Gleichstellung von
Frauen in Wissenschaft und Kunst und als Vertreter:ri bzw. Vertreter einer Gxppe gerfüß Art. 19 Abs. 2 Satz 1
Nrn. 1 und 2 BayHIG oder als gewähltes Mitglied der Hochschulleitung angehören.

(4) Die bzw. der Beauftragte fijr die Gleichstellung von Frauen in Wissenschaft und Kunst gehört der Hoch-
schulleitung als beratendes Mitglied ohne Stimmrecht an.
(5) Die bzw. der Beauftragte für die Gleichstellung von Frauen in Wissenschaft und Kunst führt die Be-
zeichnung Frauenbeauftragte bzw. Frauenbeauftragter.

§10 BeauFtragte füw. Beauftragter für die Belange der Studierenclen mit Behinderung oder
chronischer Erkrankung

(1) 'Die Hochschulleitung bestellt aus dem Kreis der hauptberuflich Beschöftigten der Hochschule die füw.
den Beauftragten für die Belange der Studierenden mit Behinderung oder chronischer Erkrankung und :t'ire
bzw. seine Vertretung. 2Die Amtszeit betrögt zwei Jahre. 3Wiederbestellung ist zulössig.

(2) 'Die bzw. der Beauftragte für die Belange der Studierenden mit Behinderung oder chronischer Erkran-
kung unters'fützt die Hochschule bei ihrer Aufgabe, die besonderen Bedürfnisse der Studierenden bei der
Gestaltung der Studien- und Pfüfungsordnungen zu berücksichtigen und ihre Eingliederung in die Hoch-
schule zu F6röerri. 2Sie bzw. er beröt die Studierenden und Lehrenden bei auftretenden Problemen, gibt
Anregungen zur Vermeidung von Nachteilen ffü Studierende mit Behinderung oder chronischer Erkran-
kung und erstattet einmal jöhrlich der Hochschulleitung einen Bericht zur Situation der Studierenden mit
Behinderung oder chronischer Erkrankung.

§ 11 Departments

(1) 'An der Hochschule fur Musik Nürnberg werden folgende Departments gebildet:

Elementare Musikpädagogik/Musikpödagogik

Instrumente/Gesang
Orchesterinstrumente/Dirigieren
Jazz

Musikpraxis
Musiktheorie/Musikwissenschaften und Schlüsselqualifikationen.

2Die Departments wirken bei der Gestaltung des Studien- und Lehrbetriebes der Hochschule fijr Musik
Nürnberg mit. 3Die Departments werden durch die Hochschulleitung in Studienbereiche untergliedert. 4
Der Studentische Konvent entsendet in 3eden Studienbereich ein stimmberechtigtes studentisches Mitglied
und eine Stellvertretung.

*

*

*

*

*
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(2) 'Alle Lehrenden sind mindestens einem Department zugeordnet. 2Die Zuordnung erfolgt auf der Basis
des aktuellen Lehrangebotes durch die Hochschulleitung.
(3) 'Das Department kann von einer Professorin o«:]er einem ProFessor des 3eweiligen Departments oder
e:rier Vertreteriri oder einem Vertreter der wissenschaftlichen und kunstlerischen Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter oder eirier Lehrkraft fijr besondere Aufgaben geleitet werden. 2Die Leiterinnen bzw. Leiter des
Departments im Sinne von Satz 1 werden von der Hochschulleitung bestellt. 3Die Mitglieder des 3eweiligen
Departments können der Hochschulleitung hierfür einen Vorschlag unterbreiten. "Die Leiterinnen und Lei-
ter dfüfen nicht der Hochschulleitung angehören. sDie Amtszeit betrögt zwei Jahre ab Studienjahresbeginn.
6Scheidet eirie Leiterin bzw. ein Leiter eines Departments vorzeitig aus dem Amt aus, wird von der Hoch-
schulleitung ffü den Rest der Amtszeit eine Ersatzbestellung durchgeführt. 7Wiederbestellung ist zulössig.
(4) 'Die Studienbereichsverantwortlichen werden von der Hochschulleitung auf Vorschlag der Depa rtments
bestellt. 2Eine Lehrperson kann auch für mehrere Studienbereiche als Studienbereichsverantwortliche bzw.
Studienbereichsverantwortlicher vorgeschlagen vverderi. 3Die Amtszeit öer Studienbereichsverantwortli-
chen betrögt zwei Jahre ab Studienjahresbeginn. "Scheidet eine Studienbereichsverantwortliche bzw. ein
Studienbereichsverantwortlicher vorzeitig aus dem Amt aus, wird von der Hochschulleitung für den Rest
der Amtszeit eine Ersatzbestellung durchgeführt. sWiederbestellung ist zulässig. "'Die Studienbereichsver-
antwortlichen beraten die Leitung des Departments in den Angelegenheiten ihres spezifischen Studienbe-
reichs und koordinieren die Angelegenheiten des laufenden Lehrbetriebsin ihremjeweiligen Studienbereich.
(5) 'In 3edem Department wird ein Departmentrat gebildet, öer mindestens einmal im Semester tagt. "Dem
Departmentrat gefü'ren an:

- die Leiterin bzw. öer Leiter des Departments als Vorsitzende bzw. Vorsitzender,
- die Studienbereichsverantwortlichen,

- zwei studentische Vertreterinnen bzw. Vertreter.

3Besteht der Departmentrat nach Satz 2 aus weniger als fijnf Lehrenden, so bestellt die Hochschulleitung
auf Vorschlag der Departments so viele vieitere Lehrende in den Departmentrat, bis der Departmentrat aus
fi'nf Lehrenden besteht. "Die studentischen Vertreterinrieri bzw. Vertreter werden durch den Studenti-

schen Konvent entsandt.

(6) 'Der Geschäftsgang in den Departments sowie die AuFgaben der Departmentleitung vverderi von der
Hochschulleitung in einer Gesch.iftsordnung geregelt. 2Den Vorschlögen nach Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 Satz 1
und Abs. 5 Satz 3 muss eine demokratische Entscheidung der Departments zugrunde liegen.

§12 Studierenclenvertretung

(1) Die Studierenden wirken in der Hochschule durch ihre gewöhlten Vertreter:ririeri und Vertreter in Hoch-
schulorganen mit.
(2) 'Dem Studentischen Konvent gehören an:

1. die zwei Vertreterinnen bzw. Vertreter der Studierenden im Senat,

2. neun vveitere Vertreterinnen bzw. Vertreter der Studierenden.

"Die Amtszeit der weitereri Vertreterinnen bzw. Vertreter der Studierenden im Studentischen Konyent be-

trögt ein Jahr.

(3) Die Aufgaben des Studentischen Konvents sind:
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1. die Vertretung der fachlichen, wirtschaftlichen und sozialen Belange der Studierenden der Hoch-
schule,

2. Fragen, die sich aus der Mitarbeit der Vertreterinnen und Vertreter der Studierenden in den

Hochschulorganen ergeberi,

3. die F6rderung der geistigen, musischen, kulturellen und sportlichen Interessen der Studierenden,

4. die Pflege der Beziehungen zu deutschen und auslfödischen Studierenden,

5. die Förderung der Chancengleichheit der Studierenden,

6. Wahl der Vertreterinnen bzw. Vertreter für den Landesstudierendenrat gem. Art. 28 Abs. 1 Satz 3

BayHlG. Es ist mindestens e:rie Vertreter:ri bzw. ein Vertreter nach den Grundsötzen der Met"ir-

heitswahl zu wöhlen. Wöhlbar ist jedes Mitglied der Hochschule aus der Gruppe der Studierenden,

die Amtszeit betrögt ein Jahr. Nöheres regelt die Geschöftsordnung des Studentischen Konvents.

(4) 'Das erste Zusammentreten des Studentischen Konvents wird bis zur Wahl einer bzw. eines Vorsitzenden

aus der Mitte des Studentischen Konvents von «4er Prösidentin bzw. vom Prösidenten geleitet. "Der Studen-
tische Konvent ist mindestens einmal im Semester wöhrend der Unterrichtszeit von der ihm vorsitzenden

Person einzuberufen. 31m Ubrigen ist öer Studentische Konvent auf Verlangen von mindestens 25 v. H.
seiner Mitglieder binnen 14 Tagen einzuberufen.
(5) 'Die Vorsitzende füw. der Vorsitzende des Studentischen Konvents ist als ausführendes Organ für die
U msetzung der Beschlüsse des Studentischen Konvents verantwortlich. "Sie bzw. er kann einzelne Aufgaben
einem Mitglied oder mehreren Mitgliedern des Studentischen Konvents übertragen.
(6) Die Vertreterinnen und Vertreter der Studierenden in den Hochschulorganen sind an Beschfüsse oder
Weisungen des Studentischen Konvents nicht gebunden.
(7) Die Studierendenvertretung kann sich eine Geschöftsordnung geben.
(8) 'Die Finanzierung des Studentischen Konvents richtet sich nach Art. 27 Abs. 4 BayHIG. "Der Studen-
tische Konvent fünennt für eine bestimmte Zeitdauer der Hochschulleitung ein oöer zwei Mitglieder, wel-
che die Befugnis zur sachlichen und rechnerischen Feststellung öer Auszahlungsbelege erhalten.
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Zweiter Teil: WahfüorschriFten

§ 13 Allgemeine VorschriFten

(1) Für die Wahlen der Prösidentin bzw. des Prösidenten, der Vizeprösidentinnen bzw. der Vizeprösidenten,
der Studiendekanin bzw. des Studiendekans, der BeauFtragten bzw. des BeauFtragten für die Gleichstellung
von Frauen in Wissenschaft und Kunst mit ihren bzw. seinen Vemetungen, der Vorsitzenden bzw. des Vor-
sitzenden des Hochschulrates und seines bzw. ihres Stellvertreters, sowie der Vorsitzenden bzw. des Vorsit-

zenden des Studentischen Konvents und dereri bzw. dessen Stellvertretung gelten folgende allgemeine Vor-
schriften, soweit in dieser Grundordnung keine besonderen Bestimmungen getroffen sind.

(2) 'Wahlvorschlöge können von allen Mitgliedern des Wahlgremiums gemacht werden. 2Uber Wahlvor-
schlöge kann nur abgestimmt werden, wenn das Einverständnis der vorgeschlagenen Bewerberinnen und
Bewerber zur Kandidatur vorliegt. 3Das jeweils zuständige Wahlgremium bestimmt e:rie Wahlleiterin bzw.
einen Wahlleiter. "Vor Beginn der Wahl stellt die Wahlleiterin bzw. der Wahlleiter die Beschlussföhigkeit
des Wahlgremiums fest. SDas Wahlgremium ist beschlussfähig, wenn sömtliche Mitglieder ordnungsgemöß
geladen sind und die Mehrheit der Mitglieder anwesend ist. "Schriftliche Stimmrechtsübertragungen sind
nach Maßgabe des § 20 Abs. 3 zulössig und bei der Feststellung der Beschlussföhigkeit zu berijcksichtigen.
(3) 'Gewöhlt wird ohne Aussprache in geheimer Abstimmung nach den Grundsötzen der Personenwahl.
2Je:Ies Mitglied hat eine Stimme; die Stimmabgabe er'Folgt schriftlich. 3Ein Stimmzettel ist ungültig.,, wenn

in ihm eine nicht vorgeschlagene Person benannt ist,
aus ihm der Wille der bzw. des Stimmberechtigten nicht eindeutig hervorgeht, oder
er Zusötze oder Vorbehalte enthölt.

1.

2.

3.

"Ein nicht gekennzeichneter Stimmzettel (Stimmenthaltung) gilt als ungültig.

(4) 'Gewählt ist, vver die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder des Wahlgremiums auf sich vereinigt. 2Er-
reicht im ersten Wahlgang keine Bewerberin bzw. kein E3ev,rerber diese Mehrheit, so findet in einem zweiten
Wahlgang eine Stichwahl unter den beiden Kandidatinnen bzw. Kandidaten statt, die im ersten Wahlgang
die höchste Stimmenzahl erreicht haben. 3Kommen für die Teilnahme an der Stichwahl mehr als zwei Kan-

didatinnen bzw. Kandidaten in Betracht, entscheidet über die Teilnahme an der Stichwahl ein weiterer Wahl-

gang. "Bringt dieser keine Entscheidung, entscheidet darüber das Los. sErgibt die Stichwahl Stimmengleich-
heit, ist eine neue Wahl durchzuführen.

(5) 'Kandidieren nur zwei Bewerberinnen bzw. Bewerber, gilt Abs. 4 sinngemöß. 2Kandidiert nur eine Be-
vver6er:ri bzw. ein E3ewerber, so ist die Wahl zustande gekommen, wenn die Zahl der abgegebenen gültigen
Ja-Stimmen die Zahl der abgegebenen gültigen Nein-Stimmen ubersteigt.
(6) 'Sind met"irere Kandidatinnen und Kandidaten zu wählen, sind die Bewerberinnen bzw. E!ewerber mit den
meisten Stimmen gewählt. 2Bei Stimmengleichheit ist befüglich öer betroffenen Kandidatinnen und Kandi-
daten ein vve:terer Wahlgang durchzuführen.
(7) 'Die Wahlleiterin bzw. der Wahlleiter fordert die Gewöhlte bzw. den Gewählten auf, binnen e:rier Woche
schriftlich oder elektronisch zu erklören, ob sie bzw. er die Wahl annimmt. 2Gibt sie bzw. er innerhalb der

Frist keine Erklörung ab, gilt die Wahl als abgelehnt.
(8) Nimmt die Gewöhlte bzw. der Gewöhlte die Wahl nicht an oder kommt die Wahl nicht zustande, wird

unverfüglich ein neues Wahlverfahren eingeleitet.
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(9) Uber den AblauF der Wahl wird eine Niederschrift gefertigt, die die Wahlleiterin bzw. der Wahlleiter
unterzeichnet.

(10) 'Abweichend von Abs. 3 Satz 2 kann die Stimmabgabe auch vollstöndig elektronisch durchgeführt wer-
den. 2Die nöheren Einzelheiten der elektronischen Stimmabgabe werderi durch eine Wahlordnung geregelt.
"'Die elektronische Stimmabgabe ist nur dann zulössig, wenn bei ihrer Durchfuhrung die geltenden Wahl-
rechtsgrundsätze, insbesondere die Grundsötze der geheimen Wahl, gewahrt sind.

§ 14 Wahl der Prösidentin füw. cles Präsidenten

(1) 'Die Wahl der Prösidentin bzw. des Prösidenten soll spötestens zehn Wochen vor Ablauf der Amtszeit
der Amtsinhaberin bzw. des Amtsinhabers stattfinden. 20rt und Zeit der Wahl vverden von öer Hochschul-

leitung rechtzeitig festgesetzt. 3Der Wahltermin soll in öer Unterrichtszeit liegen. =Die Durchführung und
Leitung der Wahl obliegen der Kanzlerin bzw. dem Kanzler als Wahlleiterin bzw. Wahlleiter.
(2) Die Stelle ist rechtzeitig öFfentlich auszuschreiben (Art. 31 Abs. 1 Satz 2 BayHIG).
(3) 'Sp.ötestens zw61f Wochen vor der Wahl fordert die Wahlleiterin bzw. der Wahlleiter die Mitglieder des
Hochschulrats schriftlich oder elektronisch auf, der bzw. dem stellvertretenden Vorsitzenden des Senats

und der bzw. dem Vorsitzenden des Hochschulrats Vorschlöge für die Wahl der Prösidentin bzw. des Prösi-
denten zu unterbreiten. 2Spötestens sechs Wochen vor der Wahl erstellen die bzw. der stellvertretende Vor-
sitzende des Senats und die bzw. der Vorsitzende des Hochschulrats gemeinsam auf der Grundlage dieser
Vorschlöge, aber ohne Bindung an sie, einen Wahlvorschlag. 3Umfasst «4er Wahlvorschlag metirere Namen,
sind sie in alphabetischer Folge aufzuführen. "Wer in den Wahlvorschlag aufgenommen werden soll, muss
sich damit einverstanden erklört haben.

(4) 'Die Mitglieder des Hochschulrats sind spötestens am 14. Tag vor der Wahl von der Wahlleiterin bzw.
vom Wahlleiter schriFtlich oder elektronisch zur Wahlsitzung zu laden; der Wahlvorschlag ist der Ladung
beizufügen. "Spötestens am siebten Tag vor der Wahl wird von der Wahlleiterin bzw. vom Wahlleiter eine
Informationsveranstaltung durchgeFijhrt, in der den Kandidatinnen und Kandidaten Gelegenheit gegeben
wird, sich den Mitgliedern des Hochschulrats vorzustellen.
(5) Bei errieuter Einleitung eines Wahlverfahrens können die Fristen nach Abs. 3 und 4 um h6chstens die
Hölfte gekürzt werden.

§15 Wahl der Vizeprösidentinnen bzw. der Vizeprösidenten

(1) 'Die Wahl der Vizeprösidentinnen bzw. der Vizeprösidenten soll spötestens sechs Wochen vor Ablauf der
Amtszeit öer Amtsinhaberinnen bzw. Amtsinhaber stattfinden. "Werden Vizeprösidentinnen bzw. Vizeprö-
sidenten gleichzeitig gewählt, findet die Wahl in getrennten Wahlgfögen statt.
(2) 'Rechtzeitig vor Erstellen der Wahlvorschlöge weist die Prösidentin bzw. der Prösident auf die Möglich-
keit einer schriftlichen oder elektronischen Bewerbung oder Benennung geeigneter Personen innerhalb ei-
ner festgesetzten Frist hin. "Die Wahlvorschlöge der Präsidentin bzw. des Prösidenten sollen dem Hoch-
schulrat spötestens am 21. Tag vor der Wahl bekannt gegeben werden. 3Zugleich sind die Namen der nicht
in den Wahlvorschlag aufgenommenen Personen, die sich beworben haben oder benannt wurden, mitzutei-
len. "Föllt die Amtszeit öer neu zu wöhlenden Vizeprösidentinnen bzw. Vizeprösidentenin die künFtige Amts-
zeit einer neuen Prösidentin bzw. eines neuen Präsidenten, so ist der designierten Prösidentin bzw. dem de-
signierten Prösidenten Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.
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(3) Im Ubrigen gilt § 13 entsprechend.

§16 Wahlen der Studierendenvertretung

(1) Die Vertreterinnen bzw. Vertreter nach § 12 Abs. 2 Satz I Nr. 2 werden von den Studierenden der

Hochschule gew:ihlt; Art. 48 Abs. I BayHlG i.V.m. der Wahlordnung fur die staatlichen Hochschulen
(BayHSchWO) gilt entsprechend.
(2) 'Wahlberechtigt und wöhlbar sind alle Studierenden der Hochschule, die zum Zeitpunkt der Schlie-
ßung des Wöhlerverzeichnisses in diesem bei der Gruppe «4er Studierenden eingetragen sind. "Ein Wahlvor-
schlag muss mindestens von zehn wahlberechtigten Studierenden unterzeichnet werden.

(3) 'Der Studentische Konvent wöhlt aus seiner Mitte eine Vorsitzende bzw. einen Vorsitzenden und deren

bzw. dessen Stellvertreterin bzw. Stellvertreter in getrennten Wahlgfögen. "Ort und Zeit der Wahl wird von
der Präsidentin bzw. vom Prösidenten festgesetzt. aDer Wahltermin soll in der Unterrichtszeit liegen.

§ 17 Wahlen zum Senat

Bei der Wahl der Vertreteriririeri und Vertreter zum Senat ist es abweichend von § 11 Abs. 4 Satz I BayH-
SchWO zulössig, die zustehende Stimmenzahl auf mehr als einen Wahlvorschlag aufzuteilen (Panaschieren).
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Dritter Teil: Geschäftsgang in Kollegialorganen und Gremien

§ 18 EinfüruFung

(1) 'Kollegialorgane und Gremien werden von ihren Vorsitzenden regelmößig, bei Bedarf auch in der unter-
richtsfreien Zeit, einberufen und geleitet. 2Sie sind zudem einzuberufen, wenn mindestens ein Drittel «3er
Mitglieder dies unter Angabe des Beratungsgegenstands verlangt.
(2) 'Zu den Sitzungen der Gremien soll unter Angabe der Tagesordnung von den jeweiligen Vorsitzenden
schriftlich oder elektronisch eingeladen vverderi. 2Die Ladung gilt als rechtzeitig erfolgt, wenn sie spötestens
am zehnten Tag vor der Sitzung versandt wurde. 3Die Ladung auf elektronischem Weg ist zulössig.

§ 19 BeschlussF,ihiglceit

(1) 'Die Gremien sind beschlussföhig, wenn sömtliche Mitglieder ordnungsgemöß geladen sind und die
Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist. "Schriftliche Stimmrechtsübertragungen wer-
den bei der Feststellung von Anwesenheit und Stimmrecht von Mitgliedern befücksichtigt.
(2) Wird ein Gremium zum zweiten Mal zur Verhandlung über denselben Gegenstand zusammengerufen,
weil es das erste Mal beschlussunföhig war, ist es ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Stimmbe-
rechtigten beschlussfähig, wenn bei der zweiten Einladung auf diese Bestimmung hingewiesen worden ist.

§ 20 Afütimmungen

(1) 'Die Gremien beschließen mit der Mehrzahl der abgegebenen Stimmen in Sitzungen. 2Stimmenthaltun-
gen gelten als nicht abgegebene Stimmen. aBei Stimmengleichheit wird die Abstimmung wiederholt. "Bei
erneuter Stimmengleichheit gföt die Stimme der Vorsitzenden bzw. des Vorsitzenden den Ausschlag.
(2) 'Die Beschlussfassung hat bei Entscheidungen üt»er Personalangelegenheiten sowie auf Verlangen eines
der Mitglieder des Gremiums in geheimer Abstimmung zu erfolgen. 2Bei Stimmengleichheit kann die bzw.
der Vorsitzende die Abstimmung wiederholen; bei der Wiederholung der Abstimmung hat sie bzw. er zwei
Stimmen. 3Ergibt sich abermals Stimmengleichheit, ist der Antrag abgelehnt.
(3) 'Ein abwesendes Mitglied kann sein Stimmrecht für einzelne Sitzungen oöer Teile von Sitzungen auf eine
andere Vertreterin bzw. einen ariöereri Vertreter öer gleichen Gruppe schriftlich übertragen."Kein Mitglied
kann met'ir als eine Stimmrechtsübertragung wahrnehmen. "'Bei Mitgliedergruppen mit nur einem Mitglied
wird das Stimmrecht automatisch auf die gewöhlte Ersatzvertreterin bzw. den gewählten Ersatzvertreter
ijbertragen. "Im Hochschulrat können die hochschulangehörigen Mitglieder ihr Stimmrecht nicht auF die
nicht hochschulangehörigen Mitglieder übertragen und umgekehrt. sBei Prüfungsgremien, in den E3eru-
füngsausschfüsen und Kollegialorganen sind Stimmrechtsübertragungen nicht zulössig.
(4) Kollegialorgane im Sinne d:eser Grundordnung sind: Vollversammlung, Departmentvollversammlung,
Studienbereichssitzung.
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§ 21 Niederschri'Ften

'Zu den Sitzungen sind Niederschriften zu fertigen, die Tag und Ort der Sitzung, die anwesenden Mitglieder,
die behandelten Gegenstföde, die Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis enthalten. 2Die Protokollnie-
derschrift ist mit einfacher Mehrheit zu genehmigen und von der Protokollführerin bzw. vom Protokollfüh-
rer und von öer Vorsitzenden bzw. vom Vorsitzenden zu unterzeichnen.
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Vierter Teil: Berufung von Professorinnen und Professoren und Junior-
pro'Fessorinnen und Juniorprofessoren, Bestellung von HonorarproFesso-
rinnen und Honorarpro'Fessoren, Ernennung und Einstellung des könstle-
rischen und wissenschaFtlichen Personals sowie Erteilung von Lehraufträ-

gen

§22 BeruFungsverFahren von Professorinnen, ProFessoren, Juniorpro'Fessorinnen und Juni-
orproFessoren

(1) 'Die qualitötsgesicherte Vorbereitung und Durchfijhrung von Berufungsverfahren richtet sich nach den
Bestimmungen der Hochschulgesetze in der jeweils gültigen Fassung. "Die nöhere Ausgestaltung ist in den
folgenden Absätzen geregelt und wird ergönzt durch eine Berufungsordnung (BeO).
(2) '1st oder wird eine Stelle für Professorinnen, Professoren, Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren
frei, pfüft und entscheidet die Hochschulleitung, ob und in vvelcher Ausrichtung eine Professur oder Juni-
orproFessur besetzt bzw. wiederbesetzt werden soll. 2Der Senat ist zu hören (Art. 66 Abs. I Satz 1 und 2
BayHlG). 3Bei der endgültigen Beschlussfassung durch die Hochschulleitung sind die Außerungen des Se-
nats einzubeziehen.

(3) 'ProFessuren und Juniorprofessuren sind öffentlich und in der Regel international auszuschreiben (Art.
66 Abs. 3 Satz 1 BayHIG). 2Grundlage für die Ausschreibung ist eine genaue Beschreibung öer Stelle (Pro-
filpapier) durch das zustfödige Department. 3Die Hochschulleitung erstellt den Ausschreibungstext. "Die
bzw. der Beauftragte für die Gleichstellung von Frauen in Wissenschaft und Kunst ist bei der Erstellung des
Ausschreibungstextes einzubeziehen. sVor «3er Information an das Staatsministerium (Art. 66 Abs. 1 Satz 6
BayHlG). bAusnahmen VOn der Ausschreibungspflicht sind in Art. 66 Abs. 7 BayHlG geregelt, in deren
Rahmen die Hochschulleitung mit Beteiligung des Senats entscheidet. "Nöheres regelt die BeO.
(4) Das Verfahren insbesondere bei

1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

8.

9.

10.

Besetzung einer Professur durch eine in besonderer Weise qualifizierte Persönlichkeit
gem. Art. 66 Abs. 7 Satz 1 Nr. 3 BayHlG,
Besetzung einer ProFessur durch e:rie Juniorprofessorin bzw. einen Juniorprofessor
gem. Art. 66 Abs. 7 Satz I Nr. 2 BayHIG,
Besetzung einer ?roFessur im Rahmen eines Tenure-Track-Verfahreris,
Anderung des Beschäftigungsumfangs von ProFessorinnen bzw. Professoren bei (gleicher De-
nomination,

Anderung des Beschöftigungsumfangs von Professorinnen bzw. ProFessoreri bei geföderter
Denomination,

Ubernahme von einem Beamtenverhöltnis auf Zeit in ein Beamtenverhöltnis auf Lebenszeit,

Unbefristete Ubernahme aus einem befristeten Beschö'Ftigungsverhöltnis,
Besetzung einer Professur im Rahmen von Zielvereinbarungen,
Besetzung einer ProFessur im Rahmen des Qualitötssicherungskonzepts,
Besetzung einer ProFessur W3 im Rahmen von Bleibeverhandlungen mit e:rier Professorin bzw.
einem Professor W2,
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ist in der BeO, zu Nr. 3 in der Satzung zur Regelung der Strukturen, Verfahren und Qualitätsstandards im
Rahmen von Juniorprofessuren mit Tenure-Track der Hochschule ffü Musik Nürnberg (Tenure-Track-Sat-
zung - TTS) geregelt.
(5) 'Zur Vorbereitung des Berufungsvorschlags bildet der Senatim Einvernehmen mit der Hochschulleitung
einen Berufungsausschuss gem. Art. 66 Abs. 4 BayHIG. 2Der Berufungsausschuss wöhltin seiner konstitu-
ierenden Sitzung aus der Gruppe der Professorinnen und Professoren oder der Gruppe der wissenschaftli-
chen und fünstlerischen Mitarbeiterinnen und Mitaföeiter mit einfacher Mehrheit eirie Vorsitzende bzw.

einen Vorsitzenden sowie eine stellvertretende Vorsitzende bzw. einen stellvertretenden Vorsitzenden. 3Die

konstituierende Sitzung des Berufungsausschusses wird von öer Prösidentin bzw. dem Prösidenten einberu-
fen und bis zur Wahl der bzw. des Vorsitzenden geleitet. "Die Zusammensetzung des Berufungsausschusses,
die Aufgaben und Kompetenzen der bzw. des Vorsitzenden des Berufungsausschusses und der Mitglieder
und die Durchfijhrung des Berufungsverfahrens sind in der BeO nöher geregelt.
(6) 'Der Berufungsausschuss erstellt unter Beachtung von Art. 66 Abs. 5 BayHIG einen Berufungsvor-
schlag. 2Nöheres zur Auswahl der auswörtigen Gutachterinnen bzw. Gutachter und zu den Anforderungen
an die Gutachten regelt die Be0. 3Die einzelnen stimmberechtigten Mitglieder des Berufungsausschusses
sowie die Professorinnen und Professoren der Hochschule können ein Sondervotum gem. Art. 66 Abs. 5
Satz 7 BayHIG abgeben, das dem Berufungsvorschlag beizufijgen ist. 4Für die Entscheidung der Hochschul-
leitung und Berufüng durch die Prösidentin bzw. den Prösidenten gelten die Vorschriften des BayHIG. 5Nö-
heres bestimmt die BeO.

§23 BeFristete Beschaftigung von ProFessorinnen bzw. ProFessoren bis zur füabsichtigten
Besetzung einer Professur gem. Art. 66 Abs. 10 BayHIG

'Künstlerinnen bzw. Künstler sowie Wissenschaftlerinnen bzw. Wissenschaftler, die die Einstellungsvoraus-
setzungen gem. Art. 57 BayHlG für eine Professur erfüllen, fönnen beFristet bis zur beabsichtigten Beset-
zung von Stellen als Professorinnen bzw. Professoreri beschöftigt werden. 2Der Senat schlögt in diesem Fall
der Hochschulleitung eine Person nach Satz 1 vor. 3Dem Vorschlag sind eine Begründung, zwei auswörtige
Gutachten und aussagekröftige Unterlagen zu künstlerischen bzw. wissenschaFtlichen Leistungen und zur
perfönlichen Eignung der vorgeschlagenen Person beizufügen. =Nöheres Zur Auswahl der auswärtigen Gut-
achterinnen bzw. Gutachter und zu den Anforderungen an die Gutachten regelt die BeO. sDie Hochschul-
leitung beschließt uber den Vorschlag. 6Die Bestellung erfolgt durch die Prösidentin bzw. den Präsidenten.
"Ffü die Dauer des Dienstverhältnisses besteht die Berechtigung, die Berufsbezeichnung ,,Professorin" bzw.
,,Professor" zu führen, Art. 62 Abs. 2 BayHlG.

§24 Honorarprofessuren

'Für die Bestellung von Honorarprofessorinnen bzw. Honorarprofessoren gelten die Regelungen des Art. 68
BayHlG. 2AuF Vorschlag eines oder meffrerer Mitglieder des Senats beschließt der Senat, der Hochschul-
leitung eine quali'Fizierte und geeignete Person zur Bestellung vorzuschlagen. 3Dem Bestellungsvorschlag
sollen eine Begrijndung, zwei auswörtige Gutachten und aussagekröftige Unterlagen zu fünstlerischen bzw.
wissenschaFtlichen Leistungen und zur perfönlichen Eignung der vorgeschlagenen Personen beigefügt vver-
den. "Nöheres Zur Auswahl der auswörtigen Gutachterinnen bzw. Gutachter und zu den Anforderungen an
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die Gutachten regelt die BeO. sDie Hochschulleitung beschließt ufür den Vorschlag. "Die Bestellung er-
folgt durch die Präsidentin bzw. den Prasidenten.

§25 Auswahfüerfahren zu r Ernennung bzw. Einstellung von Lehrkr:iften für besondere Ai.i'r-
gafün

(1) ' Die Voraussetzungen für die Ernennung bzw. Einstellung von Lehrkröften ffü besondere Aufgaben rich-
ten sich nach Art. 74 BayHlG in Verbindung mit § 1 Abs. 2 und § 3 Abs. 1 bis 3 ELbAV. 2Fijr die qualitöts-
gesicherte Vorbereitung und Durchführung von Auswahlverfahren finden die folgenden Abs:itze und die
BeO Anwendung.
(2) '1st oder wird eine Stelle einer Lehrkraft ffü besondere Aufgaben Frei, prüft und entscheidet die Hoch-
schulleitung, ob und in welcher Ausrichtung und in welchem StundenumFang die Stelle besetzt bzw. wieder-
füsetzt vverderi soll. 2Das zuständige Department bzw. die zustfödigen Departments sowie der Senat sollen
hierzu gehört werden. 3Bei den Uberlegungen zur endgöltigen Entscheidung durch die Hochschulleitung
sind die Stellungnahmen des bzw. der zustöndigen Departments und des Senats einzubeziehen.
(3) 'Die Stellen von Lehrkröften für besondere Aufgaben sind in der Regel öffentlich auszuschreiben. 2Auf
eine Ausschreibung kann insfüsondere bei der Ubernahme von einem beFristeten in ein unbeFristetes Be-
schöftigungsverhältnis oder bei der Ubernahme aus einem Beschöftigungsverhöltnisin ein Beamtinnen- bzw.
Beamtenverhöltnis verzichtet werden. 3Die Ubernahme ist fachlich durch die Hochschulleitung zu begrun-
den. "Der Senat ist dazu zu hören.

(4) 'Grundlage für die Ausschreibung ist eine genaue Beschreibung der Stelle (Profilpapier) durch das zu-
stöndige Department bzw. die zustfödigen Departments. "Die Hochschulleitung erstellt den Ausschrei-
bungstext. 3Die bzw. der Beauftragte fijr die Gleichstellung von Frauen in Wissenschaft und Kunst ist bei
der Erstellung des Ausschreibungstextes einzubeziehen. "Der Senat ist «ber den Ausschreibungstext und
das zugrundeliegende Profilpapier zu informieren.
(5) 'Die Hochschulleitung bildet auf Vorschlag des bzw. der zustfödigen Departments eine Auswahlkom-
mission für das Auswahlverfahren. 2Der Senat ist ijt»er die Bildung und namentliche Zusammensetzung der
Auswahlkommission zu informieren. 3Die Zusammensetzung der Auswahlkommission, die Aufgaben und
Kompetenzen der bzw. des Vorsitzenden der Auswahlkommission und der Mitglieder sowie die Durchfüh-
rung des Auswahfüerfahrens sind in der BeO nöher geregelt.
(6) 'Die Auswahlkommission erstellt einen Vorschlag zur Ernennung bzw. Einstellung. 2Der Senat wird zum
Ernennungs- bzw. Einstellungsvorschlag gehört. 3Die Hochschulleitung beschließt über den Ernennungs-
bzw. Einstellungsvorschlag. "Beabsichtigt die Hochschulleitung vom Ernennungs- bzw. Einstellungsvor-
schlag abzuweichen,ist der Senat erneut zu hfören. sDie Prösidentin bzw. der Prösident ernennt die LehrkraFt
für füsondere Aufgaben bzw. stellt diese ein.

§26 AuswahfüerFahren zur Ernennung bzw. Einstellung künstlerischer füw. wissenschaftli-
cher Mitarfüiterinnen bzw. Mitarbeiter

(1) Für die Ernennung bzw. Einstellung kijnstlerischer bzw. wissenschaftlicher Mitarbeiterinnen bzw. Mitar-
beiter gelten die Bestimmungen der Art. 71 BayHIG.
(2) Für die clualitötsgesicherte Vorbereitung und Durchführung von Auswahlverfahren finden § 25 Abs. 2
bis 6 sowie die BeO Anwendung.
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§27 Auswahfüerfahren zur Erteilung von Lehrauftrögen

(1) 'Die Erteilung von Lehrauftr,igen richtet sich nach Art. 83 BayHIG und den Regelungen der LLHVV
sowie der Richtlinie der Hochschule ffü Musik Nijrnberg fur die Erteilung und Vergutung von Lehrauftrögen
in der3evveils geltenden Fassung. "Ffü die clualitötsgesicherte Vorbereitung und Durchführung von Auswahl-
verfahren finden die folgenden Absötze und die BeO Anwendung.
(2) Die Hochschulleitung prüft und entscheidet auf Antrag des bzw. der zustfödigen Departments oder
unter Beteiligung des bzw. der zuständigen Departments, ob und in welchem Stundenumfang ein Lehrauf-
trag vergeben werden soll.
(3) 'In der Regel sind Lehrauftr.ige öffentlich auszuschreiben. "Auf eine Ausschreibung kann verzichtet wer-
den, wenn ein Lehrauftrag kurzfristig erteilt vverderi muss, um das Lehrangebot zu sichern. 31n diesem Fall
kann von der Durchführung eines Auswahlverfahrens abgesehen werden. "Die Hochschulleitung stellt dabei
sicher, dass die Voraussetzungen fur die Erteilung des Lehrauftrages nach Art. 83 Abs. 1. BayHIG vorliegen.
Slst die errieute Erteilung des Lehrauftrages beabsichtigt,ist der Lehrauftrag rechtzeitig auszuschreiben und
ein Auswahlverfahren nach Abs. 2 und den folgenden Absötzen durchzufiihren.
(4) 'Grundlage fijr die Ausschreibung ist eine genaue Beschreibung des Lehrauftrags (Profilpapier) durch
das zustöndige Department bzw. die zustfödigen Departments. "Die Hochschulleitung erstellt den Aus-
schreibungstext. 3Die bzw. öer Beauftragte für die Gleichstellung von Frauen in Wissenschaft und Kunst ist
bei der Erstellung des Ausschreibungstextes einzubeziehen.
(5) 'Die Hochschulleitung bildet auf Vorschlag des bzw. der zustfödigen Departments eine Auswahlkom-
mission fur das Auswahlverfahren. 2Die Zusammensetzung der Auswahlkommission, die Aufgaben und
Kompetenzen der bzw. des Vorsitzenden der Auswahlkommission und der Mitglieder sowie die Durchfüh-
rung des Auswahlverfahrens sind in «4er BeO näher geregelt.
(6) 'Die Auswahlkommission erstellt einen Vorschlag zur Erteilung des Lehrauftrages. 2Die Hochschullei-
tung beschließt über den Vorschlag. 3Beabsichtigt die Hochschulleitung vom Vorschlag der Auswahlkom-
mission abzuweichen, ist das zustöndige Department bzw. sind die zustfödigen Departments zu hören. "'Die
Prösidentin bzw. der Prösident erteilt den Lehrauftrag.
(7) Der Senat ist iit»er die Erteilung von Lehrauftrögen zu inFormieren.
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Fün'Fter Teil: Ubergangs- und Schlussvorschriften

§ 2,8 In-KraFt-Treten

Diese Grundordnung tritt zum 01.05.2023 in Kraft. Die Grundordnung in der Fassung der Anderungssat-
zung vom 15. Mörz 2021 tritt zum 30.04.2023 außer Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Hochschulrates vom 19.04.2023 und der Genehmigung des
Prösidenten vom 19.04.2023. Geändert durch die 1. Anderungssatzung vom 03.07.2024.

Mjrnberg, den 03.07.2024

?

ak
Prof. Rainer Kotzian

Prasident
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